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Diese Woche soll noch einmal der Blick auf die Besetzung des Präsidiums am BFH geworfen werden. Grund hierfür ist,

dass sich der Deutsche Richterbund zur politischen Besetzung zu Wort gemeldet hat. Die Verbandsvorsitzenden Barbara

Stockinger und Joachim Lüblinghoff äußerten sich dazu: „Es wirft kein gutes Licht auf die Unabhängigkeit der Justiz,

wenn öffentlich der Eindruck entsteht, richterliche Spitzenämter würden in erster Linie nach parteipolitischen Erwägun-

gen besetzt.“ Kern der Kritik ist die Tatsache, dass Justizministerin Lambrecht zwei Kandidaten auf Präsidenten- und Vize-

präsidentenposten befördern will, die nach Ansicht von Kritikern parteipolitisch genehm sind. Diesen Weg bereitete sie

so vor, dass sie die von Ministerium und Bundesgerichten 2016 vereinbarten Anforderungen ohne Not außer Kraft

setzte. Dies war nötig, da ansonsten ihre Bewerber wegen Nichterfüllung dieser vereinbarten Anforderungen überhaupt

nicht in den Bewerberkreis gelangt wären. Beide Kandidaten erfüllen das Anforderungsprofil nicht, da sie nicht über die

fünfjährige Erfahrung am BFH verfügen. Nunmehr sind auch die Präsidenten der übrigen Bundesgerichte der einseitigen

Änderung der Anforderungen durch das Ministerium entgegengetreten. Es geht um den Respekt vor der Justiz als wich-

tige Säule der Gewaltenteilung. Sollte einer Justizministerin tatsächlich die Gewaltenteilung erläutert werden müssen?

Politische Bescheidenheit ist auch eine Zier!

Entscheidungen
BFH: Versorgungsfreibetrag bei Versor-

gungsbezügen nach beamtenrechtlichen

Grundsätzen

1. Eine Versorgung nach beamtenrechtlichen

Grundsätzen gemäß § 19 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1

Buchst. b EStG liegt vor, wenn dem Arbeit-

nehmer nach einer Ruhelohnordnung, Sat-

zung, Dienstordnung oder einem (Tarif-)Ver-

trag von einer öffentlich-rechtlichen Körper-

schaft eine lebenslängliche Alters- oder

Dienstunfähigkeits- und Hinterbliebenenversor-

gung auf der Grundlage seines Arbeitsentgelts

und der Dauer seiner Dienstzeit gewährt wird.

Die zugesagte Versorgung muss nach Voraus-

setzung, Art und Umfang ungeachtet gewisser

Abweichungen einer beamtenrechtlichen Ver-

sorgung in wesentlichen Grundzügen gleich-

stehen.

2. Versorgungsbezüge nach § 19 Abs. 2 Satz 2

Nr. 1 Buchst. b EStG setzen nicht voraus, dass

auch das vorangegangene Dienstverhältnis be-

amtenrechtlichen Grundsätzen entsprach.
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BFH: Zu den Anforderungen an die steuerli-

che Anerkennung eines geringfügigen Ehe-

gattenarbeitsverhältnisses

1. Lohnzahlungen an einen im Beruf des Steuer-

pflichtigen mitarbeitenden Angehörigen sind als

Werbungskosten abziehbar, wenn der Angehöri-

ge aufgrund eines wirksamen, inhaltlich dem

zwischen Fremden Üblichen entsprechenden Ar-

beitsvertrags beschäftigt wird, die vertraglich

geschuldete Arbeitsleistung erbringt und der

Steuerpflichtige seinerseits die Arbeitgeber-

pflichten, insbesondere die der Lohnzahlung, er-

füllt (Bestätigung der ständigen Rechtspre-

chung).

2. Bei der nicht vollzeitigen Beschäftigung Ange-

höriger sind Unklarheiten bei der Wochenar-

beitszeit für die steuerliche Anerkennung des Ar-

beitsverhältnisses unschädlich, wenn die kon-

krete Arbeitszeit des Angehörigen von den be-

ruflichen Erfordernissen des Steuerpflichtigen

abhängt und Unklarheiten deshalb auf die Ei-

genart des Arbeitsverhältnisses und nicht auf

eine unübliche Gestaltung zurückzuführen sind.

3. Aufzeichnungen betreffend die Arbeitszeit,

z. B. Stundenzettel, dienen lediglich Beweis-

zwecken. Sie sind für die steuerliche Anerken-

nung eines Arbeitsverhältnisses zwischen nahen

Angehörigen daher nicht zwingend erforderlich.
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BFH: Steuerbarkeit des insolvenzbedingten

Untergangs von Aktien

1. § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Satz 2 EStG

enthalten eine planwidrige Regelungslücke, so-

weit die dort enthaltenen Realisationstatbestän-

de den Entzug von Aktien aufgrund der Auflö-

sung und Abwicklung einer inländischen AG

durch ein Insolvenzverfahren mit anschließen-

der Löschung im Register nicht unmittelbar er-

fassen. Die planwidrige Regelungslücke ist durch

eine entsprechende Anwendung des Veräuße-

rungstatbestands gemäß § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1

EStG zu schließen.

2. Von einer „Veräußerung“ der Aktien ist da-

nach auszugehen, wenn die AG bei Vermögens-

losigkeit gemäß § 394 Abs. 1 Satz 2 FamFG im

Register gelöscht wird und das Mitgliedschafts-

recht des Aktionärs erlischt. Bei einer (früheren)

Ausbuchung der Aktien aus dem Depot des

Steuerpflichtigen durch die Depotbank wird der

Tatbestand schon zu diesem Zeitpunkt verwirk-

licht.

3. Der Veräußerungstatbestand ist noch nicht

verwirklicht, wenn der Aktionär schon vor der

Löschung der AG mit einer Auskehrung von Ver-

mögen im Rahmen der Schlussverteilung des

Vermögens der AG objektiv nicht mehr rechnen

kann oder die Notierung der Aktien an der Börse

eingestellt oder deren Börsenzulassung widerru-

fen wird.
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BFH: Keine Pflicht zur elektronischen Über-

mittlung der Steuererklärungen bei Veran-

lagungsfällen nach § 46 Abs. 2 Nr. 2 bis 8

EStG

1. Auch wenn ein Steuerpflichtiger Gewinnein-

künfte von mehr als 410 e erzielt, ist er nicht zur

Übermittlung der Einkommensteuererklärung in

elektronischer Form verpflichtet, wenn zusätz-

lich die Voraussetzungen eines der Veranla-

gungstatbestände nach § 46 Abs. 2 Nr. 2 bis 8

EStG erfüllt sind.

2. Es besteht kein genereller Vorrang des Veran-

lagungstatbestands des § 46 Abs. 2 Nr. 1 EStG

vor den anderen Veranlagungstatbeständen.

BFH, Urteil vom 28.10.2020 – X R 36/19
(Amtliche Leitsätze)
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BFH: Tätigkeiten einer gemeinnützigen

GmbH zugunsten ihrer Mitglieder: Steuer-

barkeit; Steuerbefreiung aufgrund Unions-

rechts (Rechtslage vor dem 1.1.2020)

1. Ein steuerbarer Umsatz in Form einer Leis-

tung gegen Entgelt i. S. des § 1 Abs. 1 Nr. 1

UStG liegt nur vor, wenn ein identifizierbarer

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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